
I. Entwicklung der Beschäftigung im Bauhauptgewerbe

Das Bauhauptgewerbe verzeichnet nach der langen Rezession der 
Jahre 1996 ff. seit 2010 eine anziehende Nachfrage, die sich seit 
2016 sehr dynamisch entwickelt. Bis zum Jahr 2004/2006 halbier-
ten sich die Auftragsbestände infolge stark verringerter Nachfra-
ge und verharrten auf diesem Niveau, ehe in 2012 eine Belebung 
einsetzte. (Bild 1)

Kapazitäts- und Beschäftigungsaufbau im Bauhauptgewerbe

ZDB BAUSTEIN

Bild 1: Entwicklung Auftragsbestand Bauhauptgewerbe 2000 bis 2020 
(Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen)

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 
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Bild 2: Entwicklung Anzahl Beschäftigte Bauhauptgewerbe 2005 bis 
2020 (Quelle: Statistisches Bundesamt; 2021/2022 Prognose ZDB) 

Die Rezession hatte eine Halbierung der Zahl der Beschäftigten 
von 1,4 Mio. auf nur noch 700.000 zur Folge. Mit dem Anziehen 
der Nachfrage und einer auch politisch avisierten Verstetigung 
verbesserter Investitionsbedingungen haben die Bauunterneh-
men begonnen, ihre Kapazitäten aufzubauen und haben in den 
letzten 10 Jahren zusätzlich etwa 200.000 Beschäftigte neu ein-
gestellt. (Bild 2)

Bild 2 Entwicklung der Beschäftigten im BHG

2011 734.128
2013 756.432
2015 763.400
2017 811.542
2019 870.201
2020 892.663
2021 905.000
2022 915.000

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2021: 2022 Prognose ZDB
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Entwicklung der Beschäftigten im 
Bauhauptgewerbe

Nach einer aktuellen Mitgliederbefragung des ZDB von Ende Okto-
ber 2021 wollen in 2022 deutlich mehr Unternehmen Beschäftigte 
neu einstellen (31 %) als umgekehrt sich Unternehmen veranlasst 
sehen, die Zahl der Beschäftigten zu reduzieren (6 %). Das macht 
deutlich, dass die Unternehmen von einer insgesamt nachhaltigen 
Baunachfrage ausgehen. 

Die intensive Bautätigkeit schlägt sich in einer in den letzten fünf 
Jahren anhaltend hohen Geräteauslastung um die 80 % nieder. Die 
hohe Geräteauslastung hat die Investitionsbereitschaft der Bauun-
ternehmen deutlich erhöht. Daher investieren sie relativ stärker als 
das übrige produzierende Gewerbe und die Dienstleistungsberei-
che in neue Maschinen und Geräte.  

Ausgabe 66 / Februar 2022



II. Anhaltend hohe Nachfrage nach Bauleistungen

Die Bauunternehmen haben mit den Neueinstellungen von Perso-
nal und den Investitionen in Geräte ihr Angebot in den letzten Jah-
ren permanent ausgeweitet. –  Und werden das auch weiter tun. 
Denn der Bedarf und die Nachfrage nach Bauleistungen ist weiter-
hin hoch. 

Wohnungsbau
Obwohl die Fertigstellungszahlen an Wohnungen seit ihrem Nach-
fragetiefpunkt in 2009 von nicht einmal 160.000 Wohnungen bis 

2020 auf einem Niveau von über 300.000 Wohnungen von den 
Bauunternehmen fast verdoppelt und in den letzten 10 Jahren 
mehr als 2,5 Mio. Wohnungen fertiggestellt wurden, besteht nach 
wie vor eine große Nachfrage, insbesondere nach preiswertem 
Wohnraum. (Bild 3)

Die Ampelkoalition geht mit dem Ziel, in dieser Legislaturperiode 
jährlich 400.000 Wohnungen zu errichten, richtigerweise davon 
aus, dass letztlich nur mit der Schaffung neuen Wohnraums eine 

Bild 3: Baufertigstellungen 2010 – 2020 (Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen) 

Bild 4 Entwicklung fertiggestellter Wohneinheiten

IST 2010 IST 2011 IST 2012 IST 2013 IST 2014 IST 2015 IST 2016 IST 2017 IST 2018 IST 2019 IST 2020 2021* 2022*
159.832 183.110 200.466 214.817 245.325 247.724 277.691 284.816 287.352 293.002 306.376 310.000 320.000

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen
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Entwicklung fertiggestellter Wohneinheiten

Entspannung auf dem Wohnungsmarkt zu erreichen ist. Wir halten 
die Zielvorgabe für ambitioniert, bedeutet sie doch eine schlagarti-
ge Erhöhung der jährlichen Baufertigstellungen um ca. 30 %. Die 
Errichtung von rund 310.000 neuen Wohnungen im vergangenen 
Jahr war nur aufgrund der vorhandenen Förderung (Baukindergeld, 
degressive AfA und KfW-55-Förderung) möglich.

Daher gehen wir davon aus, dass die ambitionierten Ziele der Koa-
lition nur dann erreicht werden können, wenn die Förderkulisse 
entsprechend gestaltet ist. 

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang ausdrücklich 

•  die geplante Erhöhung der linearen Abschreibung 
von 2 % auf 3 % und

•  die geplanten Aufstockungen der Mittel für den so-
zialen Wohnungsbau, den altersgerechten Umbau 
von Wohnungen und die Städtebauförderung.

Allerdings müssen sie möglichst kurzfristig gesetzlich verankert 
werden, um einen Attentismus bei potentiellen Investoren zu 
verhindern.

Um die Schlagzahl im Wohnungsbau zu erhöhen, setzen wir ver-
stärkt auf modulares und elementiertes Bauen.

Altersgerechter Umbau
Zum quantitativen Wohnraumbedarf kommt der Anpassungsbe-
darf aus der demografischen Entwicklung: Laut Statistischem Bun-
desamt umfasst die Bevölkerungsgruppe der über 65-Jährigen be-
reits 18,3 Millionen Menschen im Jahr 2020 – eine Steigerung um 1 
Million seit 2015. In nur zehn Jahren werden es laut Prognose des 
Statistischen Bundesamtes knapp 22 Millionen Menschen sein, das 
entspricht dann etwa 26 % der Bevölkerung im Jahr 2030. Derzeit 
sind es etwa 22 %. Wenn allein nur für Menschen mit Bewegungs-
einschränkungen entsprechende Wohnungsangebote zur Verfü-
gung gestellt werden sollen, muss das diesbezügliche Angebot um 
das Vier- bis Fünffache ausgeweitet werden. Dieses entspricht al-
lein schon einem zusätzlichen Bedarf von ca. drei Millionen barrie-
refreien/ -reduzierten Wohnungen. 

*Prognose des ZDB
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Infrastruktur
Eine intakte Infrastruktur ist eine Grundvoraussetzung für einen 
funktionierenden Wirtschaftsstandort Deutschland aber auch für 
die Mobilität seiner Bürger. Der gegenwärtige Zustand von Straßen 
und Brücken sowie dem Schienen- und Wasserstraßennetz wird 
diesem Anspruch nicht gerecht. Allein etwa 12 % der Brücken an 
Autobahnen und Bundesstraßen (ca. 4.800 Brücken) und 33 % der 
Brücken im Schienennetz der DB (ca. 8.500) weisen mindestens 
umfangreiche Schäden an den Bauwerken auf. Gut 30 % der Bun-
desstraßen haben hinsichtlich des Substanzwertes den Warnwert 
überschritten, bei den Autobahnen sind es 17 %. 

Der Investitionshochlauf des Bundes bei der Infrastruktur hat sei-
nen Höhepunkt erreicht und soll nun – auch nach den Plänen der 
Ampelkoalition verstetigt werden (Bild 4). Wir begrüßen das, denn 
das schafft Planungssicherheit.

Kommunale Investitionen
Während es den Kommunen Dank des von Bund und Ländern auf-
gespannten Rettungsschirmes im Jahr 2020 noch gelang, ihre ge-
planten Investitionsbudgets umzusetzen, fehlte es an entspre-
chenden Sicherungsinstrumenten in 2021. Die kommunalen 
Bauinvestitionen stehen für immerhin 60 % der Bauinvestitionen 
der öffentlichen Hand. 

Steigende Ausgaben in anderen Bereichen (z.B. bei Personal und 
sozialen Aufwendungen) haben die Investitionen in Baumaßnah-
men eingeschränkt. Der Investitionsstau bei den Kommunen hat 
sich bei 150 Mrd. Euro verfestigt, obwohl gerade bei den kommu-
nalen Bauinvestitionen in den letzten Jahren aufgeholt wurde, 
auch weil die Bauunternehmen ihre Kapazitäten angepasst haben 
(Bild 5). Bild 4: Entwicklung Budget Investitionen Bundesinfrastruktur; Daten 

Bundeshaushalt 2021-2024, Dezember 2020; eigene Berechnungen 

Bild 5 Entwicklung Budget Investitionen Bundesinfrastruktur

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
Fernstraßen gesamt 6,5 7,4 7,7 8,5 8,6 8,3 8,4 8,4 8,4
Schienenwege gesamt 6,1 5,6 5,6 7,7 9,6 9,3 8,7 8,7 8,9
Wasserstraßen gesamt 1,1 0,9 1,0 0,8 1,1 1,4 0,9 0,9 0,9

Quelle: Daten Bundeshaushalt 2021-2025; Dezember 2020; eigene Berechnungen

6,5 7,4 7,7 8,5 8,6 8,3 8,4 8,4 8,4

6,1
5,6 5,6

7,7
9,6 9,3 8,7 8,7 8,91,1 0,9 1,0

0,8

1,1 1,4
0,9 0,9 0,9

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

2017

2018

2019

2020

2021

2022

2023

2024

2025

Entwicklung Budget Investitionen 
Bundesinfrastruktur

Wasserstraßen gesamt
Schienenwege gesamt
Fernstraßen gesamt

Mrd. €

Bild 5: Bauinvestitionen Gebietskörperschaften 1991 – 2020; Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 

Bild 6 Bauinvestitionen Gebietskörperschaften 1991 – 2020

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020
Bund 4,8 5,8 5,7 5,4 5,2 4,9 4,2 5,0 6,7 6,1 6,3 6,0 6,0 5,7 6,0 6,2 6,4 6,7 7,7 7,4 8,0 7,9 8,1 8,0 7,3 8,1 9,9 10,0 10,2 10,2
Länder 4,8 5,6 5,7 6,4 4,5 5,8 5,9 5,8 5,5 5,9 5,6 5,7 5,9 4,9 3,9 4,2 5,4 7,0 7,5 6,7 7,9 7,3 6,9 7,6 8,9 9,2 9,2 9,1 10,1 10,4
Gemeinden 22,4 25,3 25,2 25,0 22,7 21,1 19,9 19,2 19,7 19,8 19,6 18,8 16,8 15,4 14,7 16,5 18,1 18,2 18,1 19,5 18,9 17,4 18,2 18,3 18,4 19,1 19,6 23,2 26,7 28,4

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen
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Nach aktueller Finanzlage gehen die kommunalen Spitzenverbände 
für das Jahr 2022 von einem Rückgang der Bauinvestitionen um 
fast 9 % aus. Damit wird der Investitionsstau weiter anwachsen. 
Wir halten es daher für folgerichtig, dass sich die Bundesregierung 
im Koalitionsvertrag zur Unterstützung der kommunalen Investiti-
onstätigkeit bekennt und die strukturellen Probleme der Kommu-
nalhaushalte auflösen will. 

Investitionen Klimaschutz
Zu den Herausforderungen der Abdeckung des Bedarfes im Woh-
nungsbau und der Anpassungen bei der Infrastruktur treten nun 
vehement die erforderlichen Bauleistungen auf, um die Investitio-
nen aufgrund der Klimaschutzmaßnahmen zu stemmen. Insbeson-
dere die energetische Modernisierung des gesamten Gebäudebe-
stands ist eine Hercules-Aufgabe, die die Ausbau-Fachbetriebe 
über Jahre auslasten wird.

Nach einer aktuellen Studie der BostonConsultingGroup erfordert 
die Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen zwischen 2021 und 
2030 Investitionsmaßnahmen von 860 Mrd. €.1 Davon entfallen 80 
Mrd. € auf Gebäudesanierungen. Aber auch der Ausbau der Ladein-
frastruktur für die E-Mobiliät (74 Mrd. €), die Umstellung der Ener-
gieversorgung auf erneuerbare Energien (415 Mrd. €) müssen „ge-
baut“ werden.

III. Fachkräftebedarf
Vor dem Hintergrund dieser immensen Baubedarfe stellt sich die 
Frage ausreichend verfügbarer Fachkräftekapazitäten. Sukzessiver 
Kapazitätsaufbau bedeutet Kapital- und Mitarbeiterbindung über 
Jahre hinaus.

Festzustellen ist, dass es heute einen Fachkräftemangel in Baube-
rufen gibt. Nach der aktuellen Engpassanalyse der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) vom Oktober 2021 weisen Berufe im Hochbau eine 

Vakanzzeit von 203 Tagen und im Tiefbau von 172 Tagen auf. Die 
durchschnittliche Dauer von der Veröffentlichung einer Stellenan-
zeige bis zur Besetzung der Stelle, über alle Berufsgruppen der 
Volkswirtschaft lag zu diesem Zeitpunkt bei 118 Tagen.

Die aktuelle Konjunktur-Umfrage des ZDB vom Oktober 2021 be-
stätigt den Personalmangel. So melden 70 % der Unternehmen 
unter den Gründen von Baubehinderungen einen Fachkräfteman-
gel an gewerblichen Personal. Daher will ein Drittel der Unterneh-
men im kommenden Jahr die Zahl seiner Auszubildenden erhöhen. 
Das ist ambitioniert, denn schon jetzt meldet etwa die Hälfte der 
Unternehmen, ihre Ausbildungsplätze nicht vollständig besetzen 
zu können. 

Dabei ist es ihnen trotz Wettbewerbs mit anderen Branchen gelun-
gen, Azubis hinzu zu gewinnen.

Seit 2016 konnten die Bauunternehmen die Gesamtzahl der Ausbil-
dungsverhältnisse von knapp 32.000 auf über 43.000 erhöhen. Die 
Nachwuchsgewinnung wird im Wesentlichen durch das Handwerk 
erbracht. Fast 80 % der Lehrlingsverträge werden durch die Unter-
nehmen des deutschen Baugewerbes abgeschlossen. Dennoch ge-
lingt es im Bauhauptgewerbe nicht, die Zahl der ausscheidenden 
Rentner durch neue Azubis zu kompensieren.

Der Personalzuwachs im Bauhauptgewerbe wird vor allen Dingen 
durch ausländische Arbeitnehmer und Arbeitnehmer aus anderen 
Branchen generiert. So ist der Anteil ausländischer sozialversiche-
rungspflichtiger Arbeitnehmer an allen sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitnehmern nach Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
im Hochbau von ca. 8 % im Jahr 2008 auf über 22 % in 2021 ange-
stiegen. Jeder fünfte Arbeitnehmer im Hochbau hat mittlerweile 
einen ausländischen Pass (Bild 6). Dabei kommen ca. 80 % aus den 
mittel- und südosteuropäischen Ländern. Hier ist die Westbal-
kan-Regelung von großer Bedeutung.2

1„Klimapfade 2.0 Ein Wirtschaftsprogramm für Klima und Zukunft“ BostonConsultingGroup (BCG); Okt 2021
2  Von 2016 bis 2020 wurden die Zugangsbedingungen für den Arbeitsmarkt in Deutschland für Bürger aus Albanien … erleichtert. Siehe auch ZDB 

Position zur Fachkräftesicherung www.zdb.de
3  Bei der Entsendung von Arbeitnehmern nach Deutschland ist das Arbeitnehmer-Entsendegesetz zu beachten. Das 

Gesetz folgt dem Arbeitsortsprinzip, d.h. der Arbeitgeber muss seinen Arbeitnehmern für die Zeit der vorübergehenden Beschäftigung in 
Deutschland bestimmte, am jeweiligen Arbeitsort in Deutschland maßgebliche Arbeitsbedingungen gewähren. (Quelle: BMAS)

V.i.S.d.P. Dr. Ilona K. Klein
Bild 6: Ausländeranteil an der Zahl der Beschäftigten im Bauhauptgewerbe

Bild 11 Ausländeranteil an der Zahl der Beschäftigten im Bauhauptgewerbe

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigun Davon: Ausländer Ausländerquote
Hochbau Tiefbau Ausbau Hochbau Tiefbau Ausbau Hochbau Tiefbau Ausbau Insgesamt Hochbau Tiefbau Ausbau

31.03.2008 278.499 175.734 1.064.851 22.379 12.343 60.658 8,0 7,0 5,7 6,27878379 39.538 22.379 12.343 60.658 
30.06.2008 287.897 182.902 1.098.560 23.303 13.040 64.087 8,1 7,1 5,8 6,39942805 43.373 60.726 31.010 232.807 
30.09.2008 288.048 189.020 1.141.568 23.339 13.550 67.353 8,1 7,2 5,9 6,44011377
31.12.2008 259.185 187.718 1.093.586 20.327 13.157 63.090 7,8 7,0 5,8 6,26904833
31.03.2009 257.174 185.610 1.074.885 21.009 13.078 63.684 8,2 7,0 5,9 6,44218206
30.06.2009 266.783 191.633 1.112.024 21.744 13.567 67.398 8,2 7,1 6,1 6,54014162
30.09.2009 271.446 197.283 1.152.457 21.981 13.945 70.127 8,1 7,1 6,1 6,54169232
31.12.2009 254.760 189.069 1.105.822 19.787 13.216 64.900 7,8 7,0 5,9 6,31774509
31.03.2010 252.663 186.830 1.085.146 19.788 13.101 64.770 7,8 7,0 6,0 6,40538514
30.06.2010 267.701 195.632 1.140.684 21.343 13.993 70.691 8,0 7,2 6,2 6,61009204
30.09.2010 272.612 199.043 1.185.866 22.090 14.380 74.855 8,1 7,2 6,3 6,71635533
31.12.2010 253.776 191.061 1.131.649 19.473 13.208 68.830 7,7 6,9 6,1 6,43906765
31.03.2011 258.766 192.154 1.133.016 20.500 13.549 71.296 7,9 7,1 6,3 6,6508369
30.06.2011 268.686 195.842 1.172.640 22.757 14.157 79.187 8,5 7,2 6,8 7,09157521
30.09.2011 274.052 200.173 1.214.126 24.257 14.990 85.781 8,9 7,5 7,1 7,40533219
31.12.2011 257.613 191.923 1.168.319 21.777 13.707 79.898 8,5 7,1 6,8 7,1317887
31.03.2012 259.062 193.078 1.165.241 22.620 14.032 83.965 8,7 7,3 7,2 7,4575502
30.06.2012 267.712 198.295 1.197.470 25.011 15.029 92.096 9,3 7,6 7,7 7,94336201
30.09.2012 272.665 202.196 1.233.686 26.709 15.879 98.650 9,8 7,9 8,0 8,26655632
31.12.2012 257.602 189.933 1.178.323 23.946 14.253 90.943 9,3 7,5 7,7 7,94300609
31.03.2013 257.606 188.790 1.161.435 25.167 14.918 93.448 9,8 7,9 8,0 8,30516391
30.06.2013 272.092 197.282 1.202.437 28.991 16.275 103.665 10,7 8,2 8,6 8,90836345
30.09.2013 279.084 201.642 1.243.145 31.533 17.116 111.278 11,3 8,5 9,0 9,2772023
31.12.2013 261.348 192.049 1.186.303 27.687 15.445 101.518 10,6 8,0 8,6 8,82173568
31.03.2014 268.215 192.232 1.195.147 31.107 16.072 111.785 11,6 8,4 9,4 9,60162938
30.06.2014 276.065 197.996 1.223.244 33.907 17.242 122.384 12,3 8,7 10,0 10,2240316
30.09.2014 280.090 201.418 1.255.991 35.817 18.259 131.062 12,8 9,1 10,4 10,6554306
31.12.2014 263.268 194.052 1.199.548 31.666 16.492 121.004 12,0 8,5 10,1 10,2097451
31.03.2015 266.528 195.787 1.203.462 33.881 17.684 129.712 12,7 9,0 10,8 10,882429
30.06.2015 275.615 201.424 1.234.792 36.934 19.327 140.919 13,4 9,6 11,4 11,5186604
30.09.2015 282.528 205.921 1.273.130 40.106 20.378 151.065 14,2 9,9 11,9 12,0090555 Quelle: SOKA Bau
31.12.2015 268.310 197.129 1.224.274 36.379 18.690 141.321 13,6 9,5 11,5 11,6226839
31.03.2016 272.068 198.584 1.229.178 38.967 19.829 149.422 14,3 10,0 12,2 12,2493426
30.06.2016 283.124 204.279 1.261.404 44.042 21.567 163.288 15,6 10,6 12,9 13,0887514
30.09.2016 290.502 209.074 1.302.020 47.300 22.854 173.486 16,3 10,9 13,3 13,5235647
31.12.2016 278.704 202.217 1.258.312 44.024 21.343 164.878 15,8 10,6 13,1 13,2383068
31.03.2017 285.481 205.271 1.271.450 48.497 23.300 178.780 17,0 11,4 14,1 14,219539
30.06.2017 291.692 210.565 1.296.697 51.752 25.130 190.430 17,7 11,9 14,7 14,8593016
30.09.2017 296.674 214.962 1.335.258 54.607 26.796 203.184 18,4 12,5 15,2 15,4089515
31.12.2017 285.584 208.112 1.294.532 50.835 25.134 193.717 17,8 12,1 15,0 15,0811865
31.03.2018 290.550 209.990 1.302.550 54.583 26.756 204.981 18,8 12,7 15,7 15,879407
30.06.2018 298.337 217.098 1.331.797 58.617 29.444 219.998 19,6 13,6 16,5 16,6767899
30.09.2018 304.212 222.752 1.373.415 60.726 31.010 232.807 20,0 13,9 17,0 17,077804
31.12.2018 294.145 216.987 1.337.541 57.038 29.700 223.845 19,4 13,7 16,7 16,8003211
31.03.2019 298.301 220.035 1.352.051 60.618 32.082 237.997 20,3 14,6 17,6 17,6806725
30.06.2019 302.029 225.414 1.368.562 62.789 34.242 247.413 20,8 15,2 18,1 18,1668297
30.09.2019 307.289 231.528 1.409.954 64.698 35.989 259.648 21,1 15,5 18,4 18,4903716
31.12.2019 297.029 224.903 1.370.845 61.039 34.042 247.346 20,5 15,1 18,0 18,091249
31.03.2020 301.846 228.587 1.384.399 64.920 36.591 260.828 21,5 16,0 18,8 18,9227567
30.06.2020 303.028 231.113 1.389.402 65.903 37.578 265.414 21,7 16,3 19,1 19,177892
30.09.2020 308.152 237.628 1.434.039 67.556 39.634 278.204 21,9 16,7 19,4 19,4661229 Quelle: Bundesagentur für Arbeit
31.12.2020 299.963 232.545 1.406.337 63.881 37.664 268.179 21,3 16,2 19,1 19,0692913
31.03.2021 302.719 234.980 1.418.885 67.070 40.201 281.834 22,2 17,1 19,9 19,886956 https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?nn=1459326&topic f=beschaeftigung-sozbe-wz-heft
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Die Leistungen im Bauhauptgewerbe werden neben den inländi-
schen Beschäftigten durch entsandte Arbeitnehmer aus Entsende-
betrieben des Auslands erbracht . Hierbei handelt es sich um eine 
vorübergehende Beschäftigung im Inland. Die Zahl der entsandten 
Arbeitnehmer hat in den letzten Jahren deutlich zugenommen. 
Nach Daten der SOKA-Bau hat sich die Zahl der auf Baustellen 
nach Deutschland entsandten Arbeitnehmer von gut 38.000 im 
Jahr 2009 auf über 85.000 ab 2017 mehr als verdoppelt.

IV. Weiterer Kapazitätsaufbau: Notwendige 
Rahmenbedingungen
Die Baubranche wird ihre Kapazitäten weiter am mittelfristigen 
Bedarf ausrichten und Effizienzpotentiale nutzen. Dafür bedarf es 
neben der Verlässlichkeit der mittelfristigen Finanzplanungen auch 
einer weiteren politischen Flankierung.

Fachkräftegewinnung
Wir werden alles daransetzen, junge Menschen für unsere attrakti-
ven Bauberufe zu gewinnen. Dies gehen wir zuversichtlich an: Die 
vielen Bauaufgaben beim Wohnungsbau, der Infrastruktur und 
dem Bau der Klimawende vermitteln Zukunftssicherheit in einem 
Bauberuf. Die Anwendung moderner Informationstechnologien 
prägt das moderne Berufsbild. 

Die Bauwirtschaft diskutiert aktuell in einem Neuordnungsverfah-
ren für 19 gewerbliche Ausbildungsberufe über die weiteren zu-
sätzlichen Ausbildungsinhalte u. a. zu Themen wie Nachhaltigkeit, 
Energieeffizienz, Digitalisierung und Kreislaufwirtschaft, die die 
zukünftigen Fachkräfte für den Baubetrieb des 21. Jahrhunderts 
benötigen.

Neue methodisch-didaktische Lösungsansätze in der überbetriebli-
chen Ausbildung beschleunigen den Prozess der Digitalisierung 
erheblich. 

Interaktive Aufgaben und Lerneinheiten sind zunehmend Bestand-
teile der Ausbildung. Dabei werden u. a. bereits AR-Anwendungen 
(Augmented Reality), VR-Anwendungen (Virtual Reality), Drohnen 
und die BIM-Methode (Building Information Modeling) vielfach 
genutzt. 

Neben der Fachkräftegewinnung ist die Steigerung der Arbeitspro-
duktivität der wichtigste Hebel zur bedarfsgerechten Umsetzung 
der Bauaufgaben.  

Ausbildung vor Studium
Um mehr junge Menschen für (Bau-)Handwerksberufe gewinnen 
zu können, braucht es einen Bewusstseinswandel in der Gesell-
schaft. Denn nicht nur ein Studienabschluss führt zu einem glückli-
chen Leben mit entsprechendem Einkommen, sondern auch eine 
Berufsausbildung mit entsprechender Fort- und Weiterbildung 
führt zum selben Ergebnis. Hier ist auch die Politik gefordert, ihren 
Beitrag zu diesem Wandel zu leisten.

Digitalisierung
Hier spielt die Digitalisierung der Bauprozesse die entscheidende 
Rolle. Mit einer digitalen Gebäudemodellierung werden Ressour-
cen geschont, weil sich Doppelarbeiten in der stark arbeitsteiligen 
Wertschöpfung erübrigen. Mit dem 3D-Modell eines Bauwerks 
werden alle für seinen Lebenszyklus relevanten Informationen und 

Daten verbunden. Dies sind Daten zu Stoffströmen und eingesetz-
ten Bauprodukten, deren Material, Lebensdauer, umwelt- und 
schadstoffrelevante sowie bautechnische Eigenschaften. So wird 
die Simulation der Nachhaltigkeitskriterien von Bauwerken über 
den gesamten Lebenszyklus erheblich optimiert und kann in der 
späteren Errichtungs- und Nutzungsphase leichter verifiziert 
werden.

Bereits heute werden immer mehr Bauwerksanteile im Werk vor-
gefertigt und anschließend auf die Baustelle zur Montage trans-
portiert. Mit diesem elementierten Bauen werden hochwertige, 
individuelle Bauwerke nicht nur schneller, sondern durch digitale 
Unterstützung der Werksproduktion in der Vorfertigung auch res-
sourceneffizienter hergestellt. Verbindet man elementiertes Bauen 
zusätzlich mit einer Typisierung von Gebäuden, ist das Einsparpo-
tenzial noch höher. Durch die Reduzierung der Bauaktivitäten auf 
der Baustelle werden zudem die Auswirkungen des Fachkräfte-
mangels abgefedert sowie attraktive Arbeitsplätze, die witte-
rungsunabhängig sind, geschaffen.

V. Unsere Forderungen
Aber das wird nicht ausreichen. Die Bauwirtschaft braucht weitere 
Instrumente, um vor allem ausländische Arbeitskräfte anzuwerben.

1.  Baugewerbe braucht praxisnahes 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz
Der Rückgang der erwerbsfähigen Beschäftigung in Deutschland 
wird im Baugewerbe noch mehr zu der Notwendigkeit führen, 
Menschen aus dem Nicht-EU-Ausland eine Beschäftigungspers-
pektive zu bieten. Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz stellt 
hierfür die Schlüsselvorschrift dar. Das Gesetz soll Beschäftigung 
in Deutschland ermöglichen, nicht sie verhindern. Dazu muss 
das Gesetz nachgebessert werden. 

So sind die Restriktionen für Ausbildungsplatzsuchende zu eng. 
Es ist schlicht und ergreifend unrealistisch, davon auszugehen, 
dass junge Menschen mit einem hochwertigen Abschluss einer 
deutschen Auslandsschule oder sogar der Hochschulzugangsbe-
rechtigung in der Tasche sich um eine Ausbildung als Mauer oder 
Zimmermann bemühen werden. Die Hürden sind hier zu hoch 
gesetzt. 

Die hohe Qualität der deutschen bauhandwerklichen Ausbildung 
führt auch dazu, dass es außerhalb Deutschlands nur wenige 
Arbeitskräfte geben wird, denen die Ausländerbehörde ein der 
heimischen Berufsausbildung vergleichbares Qualifikationsni-
veau attestieren wird. Die notwendige Nachqualifizierung wird 
daher nicht der Ausnahme-, sondern der Regelfall sein, so dass 
hierfür die einzuhaltenden vorgesehenen Fristen (18 Monate, in 
Ausnahmefällen 24 Monate) für den Erwerb der weiteren Quali-
fikation nicht zu kurz bemessen sein dürfen.

Extrem problematisch für das Baugewerbe ist, dass das Gesetz 
keine Möglichkeit eröffnet, Menschen mit langer berufsprakti-
scher Erfahrung, innerhalb derer vertiefte Kenntnisse und Fer-
tigkeiten erworben wurden, einen Aufenthaltstitel einzuräumen, 
da die vorgesehene Ausnahmevorschrift nur auf die Branche 
Informations- und Kommunikationstechnologie beschränkt wur-
de.  Hier muss nachgebessert werden, beispielsweise durch eine 
Regelung analog zu § 6 der Beschäftigungsverordnung, damit 
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das Gesetz nicht an den mittelfristigen Bedürfnissen und Erfah-
rungen der Praxis vorbeiläuft. 

2. Baugewerbe braucht Anwerbeagentur 
Unterstützt werden sollte die Anwerbung von Bauarbeitern im 
Ausland durch eine Agentur nach dem Muster der Deutschen 
Fachkräfteagentur für Gesundheits- und Pflegeberufe. Diese 
sollten beim Bauministerium angesiedelt werden und eng mit 
dem BMAS und dem Bildungsministerium und der Bundesagen-
tur für Arbeit kooperieren.  Dadurch kann gezielt für eine Be-
schäftigung im Baugewerbe geworden werden. So kann auch für 
mittelständische Unternehmen vor Ort eine Personalsuche orga-
nisiert, der Erwerb von Sprachqualifikationen durch ausländi-
sche Arbeitnehmer begleitet und Unternehmen und potentielle 
Arbeitnehmer bei Erledigung der Formalitäten unterstützt 
werden.

3. Baugewerbe braucht Westbalkan-Regelung 
Gerade einfache, von heimischen Arbeitnehmern nicht mehr 
ausgeübte Tätigkeiten („Eisenbiegen“) werden von angelernten, 
aber sehr erfahrenen Arbeitnehmern vom Westbalkan ausge-
führt, die auf Basis dieser 2023 auslaufenden Westbalkan-Rege-
lung zeitweise im deutschen Baugewerbe beschäftigt sind. 

Auf diese überwiegend im Wohnungsbau eingesetzten Arbeit-
nehmer ist das Baugewerbe auch nach In-Kraft-Treten des Fach-
kräfteeinwanderungsgesetzes dringend angewiesen. Sofern da-
her nicht durch eine Ergänzung des Fachkräfteeinwanderungs-
gesetzes auch informell qualifizierten Arbeitnehmer ein dauer-
hafter Aufenthaltstitel zur Arbeitsaufnahme in Deutschland 
eingeräumt wird (siehe hierzu oben unter 1.), ist das Baugewer-
be auf eine Verlängerung der bisherigen Westbalkan-Regelung 
über das Jahr 2023 hinaus angewiesen. Die Unternehmen brau-
chen hier bald Rechts- und Planungssicherheit. Weiterhin sollte 
das Kontingent von 25.000 auf 50.000 erhöht werden. Außer-
dem muss die Laufzeit für die Visaverfahren auf drei Monate 
verkürzt werden.

4.  Baugewerbe braucht Öffnung der Zeitarbeit 
Nachdem die Kontrollen auf den Baustellen verstärkt worden 
sind und weiter verstärkt werden ist es nun an der Zeit, die bis-
her alleine für das Baugewerbe geltend Restriktionen bei der 
Zeitarbeit – das grundsätzliche Verbot der Zeitarbeit im Bauge-
werbe – zu lockern. Extrem kurze Vorlauffristen bei Auftragsver-
gaben mit einem nur kurzfristigen Personalmehrbedarf machen 
eine rasche Anpassung der personellen Kapazitäten erforderlich, 
für die die herkömmlichen Mitteln der Personalrekrutierung  - 

unbefristete Einstellung - keine sachgerechte Lösung bieten – 
dies insbesondere dann, wenn vom Gesetzgeber die sachgrund-
lose Befristung eingeschränkt würde. 

Auch führen die bisherigen Restriktionen, die nur Teile des Bau-
hauptgewerbes betreffen, zu Wettbewerbsverzerrungen bei art-
verwandten Gewerken mit überschneidenden Tätigkeitsberei-
chen. Beispiel: Verbot der Zeitarbeit in Stuckateur-, Zimmererbe-
trieben, keine Restriktionen im Maler- oder Schreinerhandwerk. 

Die Möglichkeiten des Datenaustauschs zwischen Zoll, Sozialver-
sicherungsträgern und SOKA-BAUkönnen und müssen dafür ge-
nutzt werden, dass hier kein Missbrauch entsteht. 

Zentralverband des Deutschen Baugewerbes

Kronenstraße 55 – 58, 10117 Berlin

Telefon: 030 20314-0

Telefax : 030 20314-419

E-Mail: bau@zdb.de  

www.zdb.de

V.i.S.d.P. Dr. Ilona K. Klein
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